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Dritte Verordnung zur Änderung eisenbahnrechtlicher 
Vorschriften 
 

A. Problem und Ziel 

Die Richtlinie 2007/32/EG der Kommission vom 1. Juni 2007 zur Änderung des 
Anhangs VI der Richtlinie 96/48/EG des Rates über die Interoperabilität des 
transeuropäischen Hochgeschwindigkeitsbahnsystems und des Anhangs VI der 
Richtlinie 2001/16/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates über die 
Interoperabilität des konventionellen transeuropäischen Eisenbahnsystems ist in 
deutsches Recht umzusetzen.  

 

B. Lösung 

Erlass einer Änderungsverordnung mit: 

• Änderungen der Verordnung über die Interoperabiliät des 
transeuropäischen Eisenbahnsystems (TEIV), 

• einer Anpassung der Zitierweise in der Verordnung über die Sicherheit des 
Eisenbahnsystems (ESiV), 

• redaktionellen Anpassungen in der Verordnung über die Gebühren und 
Auslagen für Amtshandlungen der Eisenbahnverkehrsverwaltung des 
Bundes (BEGebV). 

Aufgrund der Neuregelung  zur Umsetzung der Richtlinie 2007/32/EG können 
benannte Stellen künftig Zwischenprüfbescheinigungen ausstellen.  

 

C. Alternativen 

Keine 
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D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand  

keine 

2. Vollzugsaufwand: 

Bund 

Bei der Benannten Stelle Interoperabilität (Eisenbahn-Cert) beim Eisenbahn-
Bundesamt  (EBA) entsteht ein geringfügig erhöhter Aufwand, da nunmehr eine 
Zwischenbewertung in Form eines Teilergebnisses für die Planungs- oder 
Fertigungsphase beantragt werden kann und hierüber (eine) 
Zwischenprüfbescheinigung(en) ausgestellt werden. Hierfür sollen kos-
tendeckende Gebühren erhoben werden, deren Höhe zurzeit nicht abgeschätzt 
werden kann. Bei der Benannten Stelle Interoperabilität führt die Neuregelung 
zugleich zu einer Verringerung des Aufwandes im Rahmen der Ausstellung der 
Prüfbescheinigung, da diejenigen Elemente der Planung und Fertigung nicht mehr 
bewertet werden, die bereits der ausgestellten Zwischenprüfbescheinigung 
unterliegen.  

Sofern der aus der Umsetzung der Verordnung resultierende erhöhte 
Verwaltungs- und Vollzugsaufwand bei der Benannten Stelle Interoperabilität zu 
Mehrausgaben führen sollte, werden diese Mehrbelastungen durch Einsparungen 
innerhalb des Einzelplans 12 erwirtschaftet.   

Länder 

Haushaltsausgaben mit Vollzugsaufwand entstehen nicht. 

Gemeinden 

Haushaltsausgaben mit Vollzugsaufwand entstehen nicht. 

 

E. Sonstige Kosten 

Zusätzliche Kosten können bei öffentlichen Eisenbahnen durch die Gebühren der 
Benannten Stelle für die Ausstellung der Zwischenprüfbescheinigung(en) 
entstehen. Gleichzeitig werden jedoch die Kosten für die Prüfbescheinigung 
entsprechend um den bereits im Rahmen der Zwischenprüfbescheinigung 
geprüften Anteil sinken.  
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Wenngleich eine exakte Quantifizierung der entstehenden Kosten noch nicht 
möglich ist, sind doch Auswirkungen zumindest auf das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, nicht zu erwarten. 

Dagegen können kosteninduzierte Einzelpreisänderungen nicht gänzlich 
ausgeschlossen werden. Auswirkungen auf Lohnnebenkosten sind nicht zu 
erwarten. 

 

F. Bürokratiekosten 

Es wird eine neue Informationspflicht geschaffen. Hersteller und Eisenbahnen 
können für bestimmte strukturelle Teilsysteme, die bereits antragsgemäß in 
Phasen auf Grund der Technischen Spezifikationen Interoperabilität (TSI) geprüft 
werden, die Ausstellung einer Zwischenprüfbescheinigung für die Planungs- bzw. 
Herstellungsphase bei der benannten Stelle beantragen. Da sich diese Möglichkeit 
im Wesentlichen auf die Teilsysteme Infrastruktur und Energie und das 
transeuropäische Hochgeschwindigkeitsbahnsystem (TEN-HGV) bezieht, betrifft 
die Informationspflicht derzeit im Wesentlichen die DB Netz AG. Es ist nur schwer 
abschätzbar, wie häufig von der Möglichkeit der Antragstellung überhaupt 
Gebrauch gemacht werden wird. Äußerst grob geschätzt wird von 10 bis 50 
Anträgen im Jahr ausgegangen. Die neue Informationspflicht kann daher 
schätzungsweise zu jährlichen Kosten zwischen 400 und 2000 EURO führen. 
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Dritte Verordnung zur Änderung eisenbahnrechtlicher 
Vorschriften 
 

Der Chef des Bundeskanzleramtes     Berlin, den 8. November 2007 

 
An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Ersten Bürgermeister 
Ole von Beust 

 

 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich die vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung zu erlassende 

  Dritte Verordnung zur Änderung eisenbahnrechtlicher Vorschriften 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Zustimmung des Bundesrates aufgrund des Artikels 80 Absatz 2 des 
Grundgesetzes herbeizuführen. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Abs. 1 NKRG 
ist als Anlage beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Thomas de Maizière 
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Dritte Verordnung 
zur Änderung eisenbahnrechtlicher Vorschriften1

Vom… 
 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung verordnet auf Grund 

 

- § 26 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a in Verbindung mit Abs. 4 Nr. 1 und Abs. 7 des Allge-

meinen Eisenbahngesetzes vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378, 2396, 1994 I 

S. 2439), von denen § 26 Abs. 1 Nr. 1 zuletzt durch Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe a des 

Gesetzes vom 16. April 2007 (BGBl. I S. 522) und § 26 Abs. 4 durch Artikel 1 Nr. 16 

des Gesetzes vom 21. Juni 2002 (BGBl. I S. 2191) geändert worden sind, 

- § 26 Abs. 1 Nr. 13 bis 15 jeweils in Verbindung mit Abs. 4 Nr. 1 und Abs. 5 Satz 1 des 

Allgemeinen Eisenbahngesetzes vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378, 2396, 

1994 I S. 2439), von denen § 26 Abs. 1 Nr. 13 bis 15 durch Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe 

a des Gesetzes vom 16. April 2007 (BGBl. I S. 522) eingefügt und § 26 Abs. 4 durch 

Artikel 1 Nr. 16 des Gesetzes vom 21. Juni 2002 (BGBl. I S. 2191) geändert worden 

sind, 

- § 26 Abs. 1 Nr. 9 in Verbindung mit Abs. 3 Satz 5 des Allgemeinen Eisenbahngeset-

zes vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378, 2396, 1994 I S. 2439), von denen § 26 

Abs. 1 Nr. 9 zuletzt durch Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a des Gesetzes vom 13. Dezem-

ber 2006 (BGBl. I S. 2919) geändert und § 26 Abs. 3 Satz 5 durch Artikel 1 Nr. 12 

Buchstabe b des Gesetzes vom 27. April 2005 (BGBl. I S. 1138) eingefügt und durch 

Artikel 1 Nr. 9 des Gesetzes vom 9. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2833) geändert wor-

den ist, in Verbindung mit dem 2. Abschnitt des Verwaltungskostengesetzes vom 23. 

Juni 1970 (BGBl. I S. 821) im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finan-

zen und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie: 

                                                  
1 Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2007/32/EG der Kommission vom 1. Juni 2007 zur Ände-
rung des Anhangs VI der Richtlinie 96/48/EG des Rates über die Interoperabilität des transeuropäischen Hochge-
schwindigkeitsbahnsystems und des Anhangs VI der Richtlinie 2001/16/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates über die Interoperabilität des konventionellen transeuropäischen Eisenbahnsystems (ABl. EU Nr. L 141 
S. 63). 
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Artikel 1 

Änderung der Verordnung über die Interoperabilität des transeuropäischen  

Eisenbahnsystems 

 

Die Transeuropäische-Eisenbahn-Interoperabilitätsverordnung vom 5. Juli 2007 (BGBl. I S. 

1305) wird wie folgt geändert: 

 

1.  In § 2 Nr. 2 wird die Angabe „Richtlinie 2004/50/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 29. April 2004 (ABl. EU Nr. L 164 S. 114, Nr. L 220 S. 40)“ durch die 

Angabe „Richtlinie 2007/32/EG der Kommission vom 1. Juni 2007 (ABl. EU Nr. L 141 

S. 63)“ ersetzt. 

 

2. Dem § 15 Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Im Falle des Satzes 1 Nr. 2 kann die EG-Prüfung auf Antrag auch in Erstbewertungen 

für die Planungs- oder die Fertigungsphase unterteilt werden. Über die Erstbewertun-

gen stellt die benannte Stelle jeweils Zwischenprüfungsbescheinigungen nach Anhang 

VI Nr. 2 der jeweils anwendbaren Richtlinie 96/48/EG oder 2001/16/EG aus.“ 

 
 
 

Artikel 2 
 

Änderung der Eisenbahn-Sicherheitsverordnung  

 
In § 2 Nr. 2 der Eisenbahn-Sicherheitsverordnung vom 5. Juli 2007 (BGBl. I S. 1305) wird die 

Angabe „Richtlinie 2004/50/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 

2004 (ABl. EU Nr. L 164 S. 114, Nr. L 220 S. 40)“ durch die Angabe „Richtlinie 2007/32/EG 

der Kommission vom 1. Juni 2007 (ABl. EU Nr. L 141 S. 63)“ ersetzt. 
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Artikel 3 
Änderung der Verordnung über die Gebühren und Auslagen  

für Amtshandlungen der Eisenbahnverkehrsverwaltung 
des Bundes 

 
In der Anlage Teil III der Verordnung über die Gebühren und Auslagen für Amtshandlungen 

der Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes vom 5. April 2001 (BGBl. I S. 562), die zuletzt 

durch Artikel 7 der Verordnung vom 5. Juli 2007 (BGBl. I S. 1305) geändert worden ist, wer-

den 

1. in Nummer 1 in der Spalte „Rechtsgrundlage“ die Angabe „§ 15 Abs. 1 Nr. 1 TEIV“ 

durch die Angabe „§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 TEIV“ und 

2. in Nummer 2 in der Spalte „Rechtsgrundlage“ die Angabe „§ 15 Abs. 1 Nr. 2 TEIV“ 

durch die Angabe „§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder Satz 2 oder 3 TEIV“ 

ersetzt. 

 

 
 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

 

Der Bundesrat hat zugestimmt. 

 

Berlin, den 

 

 

Der Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
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Begründung 

Allgemeiner Teil 

 

Die Richtlinie 2007/32/EG der Kommission vom 1. Juni 2007 zur Änderung des Anhangs VI der 

Richtlinie 96/48/EG des Rates über die Interoperabilität des transeuropäischen Hochgeschwin-

digkeitsbahnsystems und des Anhangs VI der Richtlinie 2001/16/EG des Europäischen Parla-

mentes und des Rates über die Interoperabilität des konventionellen transeuropäischen Eisen-

bahnsystems ist in deutsches Recht umzusetzen.  

Daher ist eine Änderungsverordnung zu erlassen mit: 

• Änderungen der Verordnung über die Interoperabiliät des transeuropäischen Eisen-

bahnsystems (TEIV), 

• einer Anpassung der Zitierweise in der Verordnung über die Sicherheit des Eisen-

bahnsystems (ESiV),  

• Anpassungen der Verordnung über die Gebühren und Auslagen für Amtshandlungen 

der Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes (BEGebV). 

 

Aufgrund der Neuregelung  zur Umsetzung der Richtlinie 2007/32/EG können benannte Stel-

len künftig Zwischenprüfbescheinigungen ausstellen.  

Der Verordnungsentwurf ist vereinbar mit dem Recht der Europäischen Union. 

Auf die Normierung der Möglichkeit des Herstellers, für die jeweilige Phase eine „vorläufige 

EG-Prüferklärung“ zu erstellen, wurde mangels Außenwirkung dieser Erklärung verzichtet. 

Es bleibt dem Hersteller unbenommen, eine solche zu erstellen und diese der abschließen-

den EG-Prüferklärung beizufügen.  

 

Ermächtigungsgrundlagen 
Ermächtigungsgrundlagen sind für 

1. Artikel 1:  §§ 26 Abs. 1 Nr. 1, 26 Abs. 4 Nr. 1 und Abs. 7 AEG 

2. Artikel 2: § 26 Abs. 1 Nr. 13 bis 15 AEG 

3. Artikel 3: §§ 26 Abs. 1 Nr. 9, 26 Abs. 3 S. 5 AEG 

 

Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand  

keine 
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2. Vollzugsaufwand: 

Bund 

Bei der Benannten Stelle Interoperabilität (Eisenbahn-Cert) beim Eisenbahn-Bundesamt (E-

BA) entsteht ein gering erhöhter Aufwand, da nunmehr eine Zwischenbewertung in Form 

eines Teilergebnisses für die Planungs- oder Fertigungsphase beantragt werden kann und 

hierüber (eine) Zwischenprüfbescheinigung(en) ausgestellt werden. Hierfür sollen kostende-

ckende Gebühren erhoben werden, deren Höhe zurzeit nicht abgeschätzt werden kann. Bei 

der Benannten Stelle Interoperabilität führt die Neuregelung zugleich zu einer Verringerung 

des Aufwandes im Rahmen der Ausstellung der Prüfbescheinigung, da diejenigen Elemente 

der Planung und Fertigung nicht mehr bewertet werden, die bereits der ausgestellten Zwi-

schenprüfbescheinigung unterliegen.  

Sofern der aus der Umsetzung der Verordnung resultierende erhöhte Verwaltungs- und Vollzugs-

aufwand bei der Benannten Stelle Interoperabilität zu Mehrausgaben führen sollte, werden diese 

Mehrbelastungen durch Einsparungen innerhalb des Einzelplans 12 erwirtschaftet. 

 

 

Länder 

Haushaltsausgaben mit Vollzugsaufwand entstehen nicht. 

 

Gemeinden 

Haushaltsausgaben mit Vollzugsaufwand entstehen nicht. 

 

Sonstige Kosten 
Zusätzliche Kosten können bei öffentlichen Eisenbahnen durch die Gebühren der Benannten 

Stelle für die Ausstellung der Zwischenprüfbescheinigung(en) entstehen. Gleichzeitig werden 

jedoch die Kosten für die Prüfbescheinigung um den bereits im Rahmen der Zwi-

schenprüfbescheinigung geprüften Anteil sinken.  

Wenngleich eine exakte Quantifizierung der entstehenden Kosten noch nicht möglich ist, 

sind doch Auswirkungen zumindest auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-

preisniveau, nicht zu erwarten. 

Dagegen können kosteninduzierte Einzelpreisänderungen nicht gänzlich ausgeschlossen 

werden. Auswirkungen auf Lohnnebenkosten sind nicht zu erwarten. 

 

Bürokratiekosten 

Es wird eine neue Informationspflicht geschaffen. Hersteller und Eisenbahnen können für 

bestimmte strukturelle Teilsysteme, die bereits antragsgemäß in Phasen auf Grund der 

Technischen Spezifikationen Interoperabilität (TSI) geprüft werden, die Ausstellung einer 
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Zwischenprüfbescheinigung für die Planungs- bzw. Herstellungsphase bei der benannten 

Stelle beantragen. Da sich diese Möglichkeit im Wesentlichen auf die Teilsysteme Infra-

struktur und Energie und das transeuropäische Hochgeschwindigkeitsbahnsystem (TEN-

HGV) bezieht, betrifft die Informationspflicht derzeit lediglich die DB Netz AG, die häufig auch 

als Bevollmächtigter von zwei weiteren bundeseigenen Eisenbahninfrastrukturunternehmen 

auftritt.  Es ist nur schwer abschätzbar, wie häufig von der Möglichkeit der Antragstellung 

überhaupt Gebrauch gemacht werden wird. Äußerst grob geschätzt wird von 10 bis 50 An-

trägen im Jahr ausgegangen. Die neue Informationspflicht kann daher schätzungsweise zu 

jährlichen Kosten in Höhe von 400 bis 2000 EURO führen. 
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Zu den einzelnen Vorschriften 
 

Artikel 1 (TEIV) 
 

1. ( § 2 Nr. 2) 

Anpassung der Zitierweise. 

 

2. ( § 15 Abs. 1 Satz 2 und 3) 

Der Hersteller kann nunmehr Erstbewertungen (für die Planungs- oder Fertigungsphase) 

beantragen, aufgrund derer die benannte Stelle Zwischenprüfbescheinigungen ausstellt. Auf 

der Grundlage dieser Zwischenprüfbescheinigungen kann der Hauptauftragnehmer oder der 

Hersteller für die jeweilige Phase eine „vorläufige EG-Konformitätserklärung“ für das Teil-

system erstellen (s. Anh. VI Nr. 2 der RL 96/48/EG oder 2001/16/EG in der Fassung der 

Richtlinie 2007/32/EG). Im Rahmen der Ausstellung der Prüfbescheinigung werden etwa vor-

handene Zwischenprüfbescheinigungen von der benannten Stelle berücksichtigt (s. Anh. VI 

Nr. 3). 

Hintergrund der europäischen Neuregelung ist, dass das derzeitige Konzept der „Abnahme-

prüfung des fertig gestellten Teilsystems“ nicht klar und genau genug ist (s. Erwägungsgrund 

4 der Richtlinie 2007/32/EG).  

 

Artikel 2 (ESiV) 

Anpassung der Zitierweise. 

 

Artikel 3 (BEGebV) 

Anpassung der Gebührenpositionen an die neue Gliederung des § 15 TEIV. 

 
 

Artikel 4 
 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten.  
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   Anlage 
 
Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKR-Gesetz: 
Entwurf einer Dritten Verordnung zur Änderung eisenbahnrechtlicher Vorschriften 

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf der o.g. Verordnung auf Bürokratiekosten 

geprüft, die durch Informationspflichten begründet werden. 

Mit der Verordnung wird eine neue Informationspflicht für die Wirtschaft eingeführt. Die 

daraus erwachsenden jährliche Bürokratiekostenbelastung ist als gering einzuschätzen. Der 

Nationale Normenkontrollrat hat daher im Rahmen seines gesetzlichen Prüfauftrags keine 

Bedenken gegen das Regelungsvorhaben. 

 

 

Dr. Ludewig Prof. Dr. Wittmann 
Vorsitzender Berichterstatter 
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